C 101/10

Amtsblatt der Europdischen Union

6.4.2013

— die mit Schreiben vom 17. September 2010 und 21. Ok-
tober 2010 ibermittelte Entscheidung der Europdischen
Zentralbank (EZB), mit der sie den Zugang zu den von
den Rechtsmittelfithrerinnen gemdfl des Beschlusses der
EZB vom 4. Mirz 2004 (EZB/2004/3) tber den Zugang
der Offentlichkeit zu Dokumenten der EZB (!) verlangten
Dokumenten verweigerte, aus folgenden Griinden fir nichtig
zu erkldren:

i) offensichtlicher Beurteilungsfehler der EZB und/oder Be-
fugnismissbrauch bei ihrer Entscheidung;

i) die einzige rechtmifige Verfahrensweise fiir die EZB
hitte bestand darin, antragsgemiff den Zugang zu den
betreffenden Dokumenten zu gewihren;

— das Urteil des Gerichts, soweit den Rechtsmittelfithrerinnen
die Kosten der EZB auferlegt wurden, wegen rechtsfehler-
hafter Kostenentscheidung aufzuheben;

— hilfsweise die Sache zur erneuten Entscheidung im Einklang
mit der Rechtsauffassung des Gerichtshofs an das Gericht
zurlickzuverweisen.

Rechtsmittelgriinde und wesentliche Argumente

Die Rechtsmittelfithrerinnen machen geltend, das Gericht habe
rechtsfehlerhaft

— Art. 4 Abs. 1 Buchst. a des Beschlusses der Europdischen
Zentralbank vom 4. Mirz 2004 (EZB/2004/3), der eine Aus-
nahme zu dem allgemeinen Recht nach Art. 2 dieses Be-
schlusses auf Zugang zu Dokumenten vorsche, falsch aus-

gelegt;

— entschieden, dass die EZB zu dem Schluss habe kommen
konnen, dass die Verbreitung der beantragten Dokumente
die Europiische Wirtschaftspolitik beeintrachtigen wiirde;

— Art. 10 der Europdischen Menschenrechtkonvention falsch
ausgelegt;

— das Vorbringen der Rechtsmittelfithrerinnen zu Art. 4 Abs.
2 und Art. 4 Abs. 3 des Beschlusses der EZB aufler Acht
gelassen;

— iiber die Kosten entschieden.
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Rechtsmittel, eingelegt am 24. Januar 2013 von Nexans
France SAS, Nexans SA gegen das Urteil des Gerichts
(Achte Kammer) vom 14. November 2012 in der
Rechtssache T-135/09, Nexans France SAS, Nexans
SA[Europiische Kommission

(Rechtssache C-37/13 P)
(2013/C 101/22)

Verfahrenssprache: Englisch
Parteien

Rechtsmittelfiihrerinnen: Nexans France SAS, Nexans SA (Prozess-
bevollmichtigte: M. Powell, Solicitor, Rechtsanwalt J.-P. Tran-
Thiet, G. Forwood, Barrister und Rechtsanwiltin A. Rogers)

Andere Parteien des Verfahrens: Europaische Kommission

Antrige

Die Rechtsmittelfithrerinnen beantragen,

— das angefochtene Urteil aufzuheben, soweit der zweite Teil
des ersten Klagegrundes, mit dem geltend gemacht wurde,
dass die geografische Reichweite der unangemeldeten Nach-
prifungsentscheidung zu weit und zu ungenau war, zuriick-
gewiesen wurde;

— die unangemeldeten Nachpriifungsentscheidung anhand der
dem Gerichtshof vorliegenden Informationen fiir nichtig zu
erkliren, soweit die geografische Reichweite zu weit, nicht
hinreichend gerechtfertigt und zu ungenau war, hilfsweise,
die Sache zur erneuten Entscheidung im Einklang mit der
Rechtsauffassung des Gerichtshofs an das Gericht zuriick-
zuverweisen;

— das angefochtene Urteil aufzuheben, soweit Nexans die ei-
genen und die Hilfte der Kosten, die der Kommission im
Verfahren vor dem Gericht entstanden sind, auferlegt wur-
den, und der Kommission die Nexans im Verfahren vor dem
Gericht entstandenen Kosten aufzuerlegen;

— der Kommission alle Nexans in diesem Verfahren entstehen-
den Kosten aufzuerlegen.

Rechtsmittelgriinde und wesentliche Argumente

Das Gericht habe die Klage der Rechtsmittelfithrerinnen auf
Nichtigerklarung der unangemeldeten Nachpriifungsentschei-
dung insofern zu Unrecht abgewiesen, als diese zu ungenau,
ihre geografische Reichweite zu weit und sie auf jegliche ver-
muteten Vereinbarungen undfoder aufeinander abgestimmte
Verhaltensweisen, die ,wahrscheinlich weltweit [gelten]* wiirden,
anwendbar gewesen sei. Dariiber hinaus sei die Entscheidung
des Gerichts tiber die Kosten fehlerhaft.



	Rechtsmittel, eingelegt am 24. Januar 2013 von Nexans France SAS, Nexans SA gegen das Urteil des Gerichts (Achte Kammer) vom 14. November 2012 in der Rechtssache T-135/09, Nexans France SAS, Nexans SA/Europäische Kommission  (Rechtssache C-37/13 P)

